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BUNDESMINISTER FÜR INNERES 

Zahl: 50 115/235-11/2/89 

An den 

Präsidenten des Nationalrates 

Rudolf PÖDER 

Parlament 

101.7 Wie n 

Wien, am J1. April 1989 

321'1 lAB 

1989 -D4- f 3 
2U 3291/J 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. PILZ und Freunde haben am 

28. Februar 1989 unter der Nr. 3291/J an mich eine schriftli<:he 

parlampnt.arische Anfrage betrpffen<l "St.aatspolizei und Fnschings­

orden" gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

"1. Stimmt. es, daß dio Salzhurger Stapo (l)r. König) eiTlen st.aat.s­

polizeilichen Akt über den Polizeijuristen Dr. S. anlegte, 

weil dieser in seiner Freizeit. und als Privatperson einen 

Faschingsorden trug? 

2. Stimmt. es, daß der Polizeidirekt.or von Salzburg in diespr 

Causa Erhebungen durchführen ließ? 

3. Stimmt es, daß die Initiative zur Einschaltung des deutschen 

Vizekonsuls in dieser Sache von Dr. KöNIG ausging? 

4. Versucht.e Dr. KÖNfG im weiteren, (liesen Sachverhalt. zu ver­

schleiern und den deutschen Vizekonsul als Urheber der Intpr­

vention gegen Dr. S. darzustellen? 

5. WUl'np aufgl'llJld dpr stHHtspolizeilichen AktiviUiU'n auch eias 

Bonner Außenamt. befaßt? 
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6. Können Sie ausschließen, daß dieser Akt einzig und allein 

angf'legt. wurde, um Dr. R .• dpr nicht ·<lpr RPÖ angehört, bei 

seiner Bewerbung um das Amt des stellvertretf'nden Polizeidi­

rektors zu schaden und damit die Bewerbung des Leiters der 

Rtapo zu unterstützen? 

7. War Polizeidirektor STRASSER über df'n Versuch zur Desavouie­

rung von Dr. S. informiert? 

8. Welche disziplinären und rf'chllichen Rehritte gedf'nken Rie 

gegen KÖNIG und STRAS::>ER einzuleiten?" 

Diese Anfrage beantworte ich in der Weise, daß ich zu allen 

vorgelegten Teilfragen unter einem Stellung nehme: 

Die Klärung des Rachverhalt.es hat ergeben, daß jedenfalls die 

Fragen 1 bis 3 mit .JA zu bOflntwortfm sind und daß ns sich hH-n' um 

einen Bagatellefall handelt, bei dem nach meiner Auffassung 

unverhältnismäßigf' Mittel in einer Weise eingesetzt wurden, die 

aus dienstlichen Interessen weder notwendig noch dienlich waren, 

Ich habe daher Veranlassung getroffen, durch Weisung an die 

zuständige ::>icherheitsdirektion sicherzustellen, daß sich ähnli­

che Vorfälle nicht mehr wiedf~rholpn könnpn und aus dem genannten 

Vorfall dE-~m betroffenen Beamten Dr. S, keiTH-~ wie immer geartf't.en 

Nachteile erwachsen können, Ich habe dariibHrhinaus diH generelle 

Weisung erteilt, derart geringfügige und bedeut.ungslose Fälle, 

wie sie der beschriebene Sachvprhal t darstell t, nicht zum Anlaß 

für staatspolizeiliche Aktivitäten zu machen. 
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